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Abréviations

EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
EFK Eidgenössische Finanzkontrolle
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
UBI Unabhängige Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen
EU Europäische Union
FATCA Foreign Account Tax Compliance Act
GPDel Geschäftsprüfungsdelegation
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft
AIA Automatischer Informationsaustausch
SJU Schweizerische Journalistinnen- und Journalisten-Union
StGB Schweizerisches Strafgesetzbuch
FDK Konferenz der kantonalen Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
WBF Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
KdK Konferenz der Kantonsregierungen
SDA Schweizerische Depeschenagentur AG
VSJ Verband der Schweizer Journalisten
PUK Parlamentarische Untersuchungskommision
UWG Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb
TSR Télévision Suisse Romande
SZV Schweizerischer Verband der Zeitungs- und Zeitschriftenverleger
Fedpol Bundesamt für Polizei

DFJP Département fédéral de justice et police
CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
CDF Contrôle fédéral des finances
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
AIEP Autorité indépendante d'examen des plaintes en matière de radio-

télévision
UE Union européenne
FATCA Foreign Account Tax Compliance Act
DélCDG Délégation des Commissions de gestion
EEE l'Espace économique européen
SSR Société suisse de radiodiffusion
EAR Echange automatique de renseignements
USJ Union suisse des journalistes
CP Code pénal suisse
CDF Conférence des directrices et directeurs cantonaux des finances
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
DEFR Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
CdC Conférence des gouvernements cantonaux
ATS Agence Télégraphique Suisse SA
SVJ Fédération suisse des journalistes
CEP Commission d'enquête parlementaire
LCD Loi fédérale contre la concurrence déloyale
TSR Télévision Suisse Romande
ASEJ Association suisse des éditeurs de journaux et périodiques
Fedpol Office fédéral de la police
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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Ordre juridique

Die Systematische Rechtssammlung (SR) ist in der Praxis sowohl für Bürgerinnen und
Bürger als auch für Juristinnen und Juristen das bevorzugte Instrument, um das
Bundesrecht zu konsultieren. Durch die Annahme eines Postulats Schneider Schüttel
(sp, FR) im Herbst 2014 beauftragte der Nationalrat den Bundesrat zu prüfen, ob und
mit welchem Aufwand anstelle der bisher massgebenden Amtlichen Sammlung (AS) die
konsolidierte Fassung der Gesetzestexte in der SR als rechtsverbindlich festgelegt
werden könnte. 1

POSTULAT
DATE: 26.09.2014
KARIN FRICK

Die Einführung der Rechtsverbindlichkeit der Systematischen Rechtssammlung (SR) ist
gemäss dem Bericht in Erfüllung eines entsprechenden Postulats Schneider Schüttel
(sp, FR) wenig sinnvoll. Der Aufwand, um der konsolidierten Gesetzessammlung die
alleinige Massgeblichkeit zuzuschreiben, sei viel zu gross angesichts des Nutzens, der
diese Änderung brächte. Da die konsolidierte Fassung der Gesetzestexte ein Produkt
der Verwaltung und nicht der Legislative ist, kann sie nicht den gleichen Stellenwert
haben wie die Amtliche Sammlung (AS), welche die Beschlüsse des rechtsetzenden
Organs wiedergibt. Um ihr diesen Stellenwert zu geben, müsste der
Gesetzgebungsprozess wesentlich aufwändiger gestaltet werden: Die rechtsetzende
Behörde müsste neu jeweils den gesamten, angepassten Gesetzestext – und nicht nur
die Änderungen – genehmigen. Aus der Rechtsanwendung seien ausserdem keine
nennenswerten rechtlichen Probleme als Folge von Fehlern in der Konsolidierung
bekannt. Die parallele Massgeblichkeit von AS und SR wird im Bericht ebenfalls als
untauglich erachtet, da damit bei Abweichungen der beiden Texte Rechtsunsicherheit
geschaffen würde. 2

RAPPORT
DATE: 19.10.2016
KARIN FRICK

Sécurité extérieure

Die Grüne Fraktion forderte mit einer im Juni 2017 eingereichten parlamentarischen
Initiative die Einsetzung einer PUK für die Aufklärung der Spionageaffäre um Daniel M.
Die PUK sollte die Rollen von mutmasslich in den Fall involvierten Akteuren und
Institutionen (Nachrichtendienst, Bundesrat, Bundeskriminalpolizei/Fedpol,
Bundesanwaltschaft, GPDel) gründlich durchleuchten. Im Mai 2017 hatte die GPDel
angekündigt, den Fall «Daniel M.» im Rahmen einer Inspektion vertiefter zu
untersuchen. Die Grüne Fraktion war jedoch der Meinung, die GPDel könne eine
Aufklärung der Affäre nicht mehr glaubwürdig vornehmen, nachdem einzelne Mitglieder
der GPDel sich öffentlich mit widersprüchlichen Angaben zur Affäre positioniert hätten
und nachdem gemäss verschiedenen Medienquellen die GPDel den Einsatz von Daniel
M. selber gutgeheissen habe. Stattdessen müsse die GPDel selbst kritisch untersucht
werden, forderten die Initianten. 
Das Büro des Nationalrates sprach im Rahmen der Prüfung der Initiative mit dem
Präsidenten der GPDel, Ständerat Alex Kuprecht (svp, SZ). Dieser habe laut dem Büro
glaubhaft aufzeigen können, dass die GPDel sowohl über den notwendigen
Sachverstand als auch die Kompetenzen verfüge, um die Untersuchung zügig und seriös
zu führen. Der im März 2018 veröffentlichte Bericht der GPDel bestätigte diesen
Eindruck in den Augen des Büros und es empfahl deshalb die Ablehnung der
parlamentarischen Initiative. Auch der Fraktionspräsident der Grünen, Balthasar Glättli
(ZH), zeigte sich zufrieden ob der Arbeit der GPDel, die entgegen der Befürchtungen
der Grünen sehr gute Arbeit geleistet habe. Die Grünen zogen ihre Initiative daraufhin
im Sommer 2018 zurück. 3

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 04.06.2018
ELIA HEER
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Institutions et droits populaires

Conseil fédéral

Viel Spott musste Johann Schneider-Ammann aufgrund seiner Rede zum Tag der
Kranken am 6. März 2016 über sich ergehen lassen. Die in Deutsch und Französisch
gehaltene Ansprache des Bundespräsidenten, die Lachen als Medizin anpries, geriet zu
einem eigentlichen „medialen Beinbruch“ (Aargauer Zeitung) und „Kommunikations-
Gau“ (SonntagsZeitung). Der Bundespräsident las den französischen Text von einem
Teleprompter ab und sprach nicht nur sehr monoton, sondern wirkte – ganz im
Gegensatz zum Inhalt seiner Botschaft – bleiern und wenig inspiriert. Wie ein Bestatter
mit Zahnweh, kommentierte der Tages-Anzeiger. In der Tat zeigte der Magistrat
während der ganzen Rede keine Gemütsregung, obwohl er über Humor und Lachen
referierte. Allerdings machte eben diese Diskrepanz die mit breitem „Français Fédéral“
bestrittene französische Ansprache unfreiwillig zu einem grossen Lacher. „Rire est bon
pour la santé" wurde zwar vielerorts als „peinlich“, ja gar als „Super-GAU“ (AZ)
bezeichnet, die Rede wurde aber nicht nur in Westschweizer, sondern auch in
französischen, belgischen und sogar amerikanischen Satiresendungen gezeigt. Im
Internet wurde die „ungewollt urkomische“ (Wahington Post) Rede gar zum Youtube-
Hit. Immerhin führte die Rede zu viel Publicity für einen karitativen Anlass. 4

DÉBAT PUBLIC
DATE: 06.03.2016
MARC BÜHLMANN

Der Bundesrat ging bei der Interpretation der ihm vom Regierungs- und
Verwaltungsorganisationsgesetzes (RVOG) auferlegten Pflicht zur Information der
Öffentlichkeit einen Schritt weiter und startete im Rahmen der eidgenössischen
Volksabstimmungen vom 5. Juni 2016 einen Pilotversuch mit Videos, in welchen die
Abstimmungserläuterungen visualisiert wurden. Die Abstimmungsvideos zu den
Änderungen des Fortpflanzungsmedizingesetzes sowie zur Asylgesetzrevision wurden
auf dem rund ein Jahr zuvor eingerichteten Youtube-Kanal für
Bundesratsinformationen aufgeschaltet. In ihrer Medienmitteilung machte die
Regierung darauf aufmerksam, dass die Produktion der Videos lediglich je rund CHF
5000 gekostet hätte, was im Rahmen des ordentlichen Budgets liege. Um den
Informationsgewohnheiten besser zu entsprechen, wolle der Bundesrat auch mittels
Multimedia informieren. 
Die beiden Videos wurden laut Bundesrat rund 55'000 Mal aufgerufen, was eine
Fortsetzung des Pilotprojektes nahelege. Entsprechend wurden auch für die
Abstimmungsvorlagen vom September (Volksinitiative Grüne Wirtschaft; Volksinitiative
AHVplus; Bundesgesetz über den Nachrichtendienst) multimediale
Abstimmungserläuterungen produziert. Im Gegensatz zu den ersten Produktionen
wurden zusätzlich Untertitel für Hörbehinderte erstellt und eine verbesserte
Strukturierung der visuellen Erläuterungen vorgenommen. 
Laut Medienbericht vom Oktober wurden die drei September-Videos rund 65'000 Mal
angeklickt und der Bundesrat liess entsprechend auch eine visuelle
Abstimmungserläuterung für die im November anstehende Abstimmung über die
Atomausstiegsinitiative erstellen. 5

AUTRE
DATE: 27.04.2016
MARC BÜHLMANN

Dem neuen Bundespräsidenten bzw. der neuen Bundespräsidentin kommt am Anfang
des Amtsjahres jeweils die Aufgabe zu, die Inszenierung des jeweiligen Bundesratsfotos
festzulegen. Für das Bundesratsfoto 2020 zeichnete entsprechend Simonetta
Sommaruga verantwortlich. Vor einer alten Backsteinwand und von einem grossen
Scheinwerfer beleuchtet, sitzen oder stehen die Magistratinnen und Magistraten
zusammen mit dem Bundeskanzler auf einer schwarzen Bühne im Konzerttheater in
Bern, ein Musikensemble darstellend, worauf im Hintergrund ein leerer Cello-Koffer
hinweist. Eine gute Bundesratssitzung sei «wie ein gutes Konzert. Jeder gibt sein
Bestes», war die von der Bundesrätin verfasste Botschaft zum neuen Bild, das auf der
Rückseite mit einem QR-Code versehen ist, der auf von Sommaruga ausgewählte
Musikstücke verlinkt. 
Für die Medien ist das Portrait jeweils Anlass für Kommentare zum Regierungskollegium.
Man könne in Anbetracht der Unstimmigkeiten in der EU-Politik kaum von einem
Ensemble sprechen, urteilte etwa die Aargauer Zeitung. Der Tages-Anzeiger wusste zu
berichten, dass das Ensemble aus lauter Solisten bestehe, seien doch Einzelportraits
nicht vor Ort, sondern im Bundeshaus gemacht und anschliessend in einer
Fotomontage zusammengestellt worden, was es unter anderem erlaubt habe, den
Aussenminister gleich gross zu machen wie den Innenminister. In seiner Kolumne in der
Weltwoche beschrieb Peter Bodenmann das Ensemble als «Gute-Nacht-Orchester»; da
jede und jeder sein Bestes gebe, sei alles blockiert. 

DÉBAT PUBLIC
DATE: 01.01.2020
MARC BÜHLMANN
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Für weitere Schlagzeilen sorgte die Recherche von Le Matin Dimanche: Die
ursprüngliche Idee der Bundespräsidentin sei nämlich gewesen, die
Bundesratsmitglieder in Beatles-Manier wie auf dem «Abbey-Road»-Cover abzulichten,
um ihre Liebe zur Musik und die Bedeutung der Verkehrspolitik zu symbolisieren. Das
Vorhaben sei allerdings gestoppt worden, weil Juristinnen und Juristen des Bundes
Bedenken hinsichtlich Urheberrechts angemeldet hätten. Der Tages-Anzeiger unkte in
der Folge, dass es besser gewesen sei, auf dieses Cover zu verzichten, hätten sich die
Beatles doch nach diesem Album getrennt und hätten «keine Lust auf gemeinsames
Schaffen» mehr gehabt. 6

Politique gouvernmentale

Der Ständerat stimmte einer im Vorjahr vom Nationalrat überwiesenen Motion zu,
welche verlangt, dass für die Informationstätigkeit in Krisenlagen die gesetzlichen
Grundlagen für eine Zentralisierung der Kompetenzen beim Bundespräsidenten
geschaffen werden [21]. Die Verbesserung der Informationsaktivitäten der
Bundesbehörden soll sich aber nicht auf Ausnahmesituationen beschränken. Der
Ständerat hiess deshalb auch eine Motion [97.3534] Respini (cvp, TI) gut, die vom
Bundesrat die Ausarbeitung eines umfassenden Konzeptes für die Kommunikation der
Regierung und der Verwaltung mit dem Parlament, den Medien und der Öffentlichkeit
verlangt. 7

MOTION
DATE: 22.06.1998
HANS HIRTER

Ende Oktober 2016 legte die EFK eine Evaluation der prospektiven Folgeabschätzungen
von Gesetzesentwürfen vor. Anlass für die Analyse war die krasse Fehleinschätzung des
Bundesrates bei der Unternehmenssteuerreform II hinsichtlich der Steuerausfälle. Die
Regierung war in ihrer Botschaft und in den Abstimmungsunterlagen – gegen die
Vorlage wurde letztlich erfolglos das fakultative Referendum ergriffen – von
kurzfristigen Steuerausfällen, aber längerfristigen Einnahmen ausgegangen. Seit 2011
war jedoch klar, dass die Steuerausfälle wesentlich grösser sind als ursprünglich
geschätzt. Zudem hatte das Bundesgericht eine Abstimmungsbeschwerde wegen
Verletzung der Abstimmungsfreiheit aufgrund lückenhafter Informationen zwar
abgelehnt, war aber zum Schluss gelangt, dass in der Tat die vorgängige Information
keine zuverlässige Meinungsbildung erlaubt habe und rügte entsprechend die
Exekutive.
Die EFK wollte aufgrund dieses Falles die Genauigkeit der Abschätzungen der Folgen
von Gesetzesvorlagen in den Botschaften des Bundesrates einer Prüfung unterziehen
und analysierte deshalb rund 50 Botschaften. Die Schlussfolgerung der Evaluation barg
einigen Sprengstoff. Rund ein Drittel der Botschaften erfüllten die Standards der EFK
nicht, ein Fünftel genügte nicht einmal den Mindestanforderungen, beschrieben also
etwa die Auswirkungen auf Umwelt, Gesellschaft oder Kantone nur ungenügend oder
schätzten sie zu wenig gründlich. In mehr als der Hälfte der Botschaften fehle eine
notwendige Folgenabschätzung sogar ganz. 
Bei drei Botschaften wollte es die EFK noch genauer wissen: Bei der Revision des
Bundesgesetzes über die technischen Handelshemmnisse, bei der steuerlichen
Entlastung von Familien mit Kindern und bei der Reform der Luftfahrt seien die
Prognosen nicht zuverlässig und die Überlegungen dazu alles andere als gründlich
durchdacht gewesen. Die EFK forderte entsprechend wirksame Qualitätskontrollen bei
Folgenabschätzungen. Vor allem müsse methodisch kohärenter vorgegangen,
transparenter informiert und die für Gesetzesentwürfe zuständigen Personen in
prospektiver Evaluation geschult werden. 
Der Bundesrat begrüsste den Bericht, der dazu beitrage, die Qualität seiner
Botschaften zu verbessern. Im Rahmen der Motion Vogler (csp, OW) und der Motion der
FDP-Fraktion erarbeite das WBF zudem mögliche Vorschläge für eine verbesserte
Regulierungsfolgenabschätzung (RFA). 8

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 24.10.2016
MARC BÜHLMANN
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Organisation du Parlement

Per 1. Januar 2016 trat das revidierte Publikationsgesetz in Kraft. Im Oktober 2015 hatte
der Bundesrat die Publikationsverordnung angepasst, so dass mit Jahresbeginn 2016
nicht mehr nur einzig die gedruckten Veröffentlichungen der amtlichen Publikationen
rechtlich verbindlich sind, sondern auch die elektronischen Fassungen des
Bundesblatts, der Amtlichen Sammlung und der Systematischen Sammlung des
Bundesrechts. Im Falle von Unterschieden zwischen Print- und Online-Version wird neu
die elektronische Version massgebend sein. 9

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 01.01.2016
MARC BÜHLMANN

Elections et votations (organisation)

Eignen sich die Abstimmungsvideos, die der Bundesrat seit Juni 2016 neben den
Abstimmungserläuterungen im Internet veröffentlicht, als objektive Informationen an
die Stimmberechtigten oder handelt es sich dabei um ein klassisches
Kampagneninstrument, auf das die Regierung zu verzichten hat, weil es die im
Bundesgesetz über die politischen Rechte verlangten Grundsätze der Vollständigkeit,
Sachlichkeit, Transparenz und Verhältnismässigkeit verletzt? Diese Frage stellte sich die
SPK-NR aufgrund einer parlamentarischen Initiative Rutz (svp, ZH), die dem Bundesrat
alle Informationskanäle, mit Ausnahme der Abstimmungserläuterungen und einer
Medienkonferenz, verbieten will. Die Mehrheit der SPK-NR, die mit 16 zu neun Stimmen
beantragte, dem Vorstoss keine Folge zu geben, verwies auf die Wichtigkeit der Nutzung
unterschiedlicher Informationskanäle für unterschiedliche Zielpublika. Freilich müssten
die Grundsätze auch bei den Videobotschaften eingehalten werden. 
Die aus Mitgliedern der SVP-Fraktion zusammengesetzte Kommissionsminderheit
machte in der nationalrätlichen Debatte in der Sommersession 2017 darauf
aufmerksam, dass der Bundesrat in der direkten Demokratie lediglich ein Akteur unter
mehreren sein sollte. Es sei stossend, dass er bereits ohne die teuren
Videoerläuterungen über ein Informationsmonopol verfüge. Wenn er während einer
Kampagne allgegenwärtig sei, verliere er automatisch seine Objektivität. Er habe sich
deshalb auf die nötigsten Informationen zu beschränken. Diese Argumentation verfing
allerdings nur in der eigenen Fraktion und bei sechs Mitgliedern der FDP-Liberale-
Fraktion. Der Initiative Rutz wurde entsprechend mit 111 zu 65 Stimmen (0 Enthaltungen)
keine Folge gegeben. 10

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 13.06.2017
MARC BÜHLMANN

Diskussionslos nahm der Nationalrat ein Postulat Tuena (svp, ZH) an, das den Bundesrat
auffordert abzuklären, ob künftig bei obligatorischen Referenden die
Minderheitsmeinung in den Abstimmungserläuterungen Platz finden soll. Die Komitees
von Initiativen und von fakultativen Referenden erhalten in den
Abstimmungserläuterungen jeweils Platz, um ihre Position zu verteidigen. Tuena machte
geltend, dass es auch bei Verfassungsänderungen im Parlament häufig eine
Minderheitenposition gebe, die allerdings bei Abstimmungen nicht auf dem offiziellen
Weg via Bundesbüchlein Gehör fände. Die Idee des Zürchers stiess unter seinen
Ratskolleginnen und -kollegen auf grossen Widerhall. Das Begehren fand nicht weniger
als 130 Mitunterzeichnende aus allen politischen Lagern. Auch der Bundesrat
signalisierte seine Bereitschaft, das Postulat im Rahmen der geplanten Erneuerungen
seiner Abstimmungserläuterungen zu prüfen. 11

POSTULAT
DATE: 16.06.2017
MARC BÜHLMANN

Das angenommene Postulat Tuena (svp, ZH) hatte vom Bundesrat Überlegungen
verlangt, wie bei obligatorischen Referenden Minderheitsmeinungen in den
Abstimmungserläuterungen besser berücksichtigt werden könnten. Der Mitte Juni 2019
veröffentlichte Bericht ging zwei Fragen nach, nämlich was genau dargestellt werden
soll und wer für diese Darstellung zuständig sein soll. Die Antworten auf diese beiden
Fragen mündeten in zwei Varianten: Die Variante «Status quo plus» sieht vor, dass der
Bundesrat selber die Minderheitsposition deutlicher zum Ausdruck bringt, indem er
sich am Wortlaut der Debatte im Parlament orientiert. Die Variante «Einbezug
Parlament» sieht ein parlamentarisches Gremium vor, welches die
Minderheitenposition zusammenfasst und dem Bundesrat für die
Abstimmungserläuterungen einen Text vorlegt. Während sich die erste Variante ohne
gesetzliche Anpassung und mit vorhandenen Ressourcen und Expertise in der
Bundeskanzlei umsetzen lasse und auch keine Anpassung von Fristen nötig mache, sei
die zweite Variante gemäss dem Bericht aufwändiger und mit zahlreichen zu klärenden
Fragen behaftet: Wie wäre das Gremium zusammengesetzt, was geschieht bei

RAPPORT
DATE: 07.06.2019
MARC BÜHLMANN
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Uneinigkeit zwischen den Kammern, welche Ressourcen hätte das Parlament für die
Erstellung des Textes? 
Der Bericht schliesst mit dem Fazit, dass sich der Bundesrat an der Variante «Status
quo plus» orientieren werde und die nötigen Schritte dazu einleite. Dies bedeute aber
nicht, dass zu einem späteren Zeitpunkt nicht auch das Parlament stärker einbezogen
werden könne. Es sei aber Sache der Bundesversammlung diesbezüglich aktiv zu
werden. 12

Die Abstimmungserläuterungen des Bundesrates – im Volksmund
«Abstimmungsbüchlein» genannt – sind ab und zu Gegenstand parlamentarischer
Vorstösse. Meistens geht es dabei um inhaltliche Ausgewogenheit. Diese sei
insbesondere bei den Abstimmungsempfehlungen, die auf der Rückseite der Broschüre
aufgeführt werden, nicht gegeben, fand Adrian Amstutz (svp, BE). Die seit der
Abstimmung vom September 2018 vorgenommene grafische Neugestaltung führe zu
einer viel zu prominenten Darstellung der Empfehlungen der Parlamentsmehrheit und
des Bundesrats, wodurch nicht nur die freie Willensbildung beeinflusst, sondern auch
eine «eklatante» Benachteiligung der Minderheitsmeinungen in Kauf genommen werde.
Mit seiner Motion wollte der Berner den Bundesrat deshalb auffordern, auf diese
«Vorteilsnahme mit der völlig einseitigen Abstimmungsempfehlung» zu verzichten. 
Bundeskanzler Walter Thurnherr informierte, dass mit der Neugestaltung keine neuen
Informationen verwendet würden. Die Empfehlung von Parlament und Bundesrat
befänden sich seit 1983 auf der Umschlagseite. Die Minderheiten bzw. die Initiativ- und
Referendumskomitees hätten aber mit der Neugestaltung ebenfalls mehr Möglichkeiten
erhalten. Insbesondere werde deren Argumenten gleich viel Platz eingeräumt wie den
Argumenten des Bundesrats und der Parlamentsmehrheit. Die Motion wurde mit 111 zu
79 Stimmen (1 Enthaltung) abgelehnt. Neben der geschlossenen SVP-Fraktion hätten
sich auch alle anwesenden Mitglieder der Grünen-Fraktion sowie Hans Grunder (bdp,
BE) aus der BDP-Fraktion für die geforderte Änderung erwärmen können. 13

MOTION
DATE: 18.06.2019
MARC BÜHLMANN

Soll es kantonalen Regierungen, Parlamenten und Fachdirektionskonferenzen erlaubt
sein, sich in nationale Abstimmungen einzumischen? Jein, meinte das Bundesgericht
2018 als Antwort auf eine Stimmrechtsbeschwerde im Rahmen der Vollgeldinitiative.
Die Konferenz der kantonalen Finanzdirektorinnen und -direktoren (FDK) hätte nicht
für ein Nein werben dürfen, urteilte das oberste Gericht, hob allerdings die
Abstimmung nicht auf, weil das Resultat sehr deutlich gegen das Begehren sprach.
Gestattet sei eine Einmischung lediglich für Kantonsregierungen und die Konferenz der
Kantonsregierungen (KdK), die für alle Kantone spreche, – und auch dies nur dann,
wenn ein Kanton von einem Abstimmungsausgang «nahmhaft betroffen» sei. 
Dieses Urteil stiess bei den Kantonen auf Kritik. Es sei nicht einsichtig, weshalb
Fachdirektionskonferenzen einen «Maulkorb» erhielten. Als mögliche Konsequenz – so
eine Prognose der Medien – würden die Fachdirektionskonferenzen künftig die KdK
mandatieren oder einzelne Kantonsregierungen würden einfach ihre Fachdirektorinnen
und -direktoren beauftragen, Stellung zu beziehen. 

Eine 2018 veröffentlichte Studie hatte derweil gezeigt, dass sich kantonale Akteure in
der Tat zunehmend in nationale Abstimmungen einmischen. Zwischen 2000 und 2018
liess sich eine Vervierfachung solcher Interventionen feststellen.

Im Parlament reichte Raphaël Comte (fdp, NE) eine parlamentarische Initiative ein, mit
der «das Meinungsäusserungsrecht der Kantone anlässlich von Kampagnen zu
eidgenössischen Abstimmungen präzisiert» werden sollte. Ende September 2019 zog
der Neuenburger sein Anliegen allerdings wieder zurück. 14

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 23.09.2019
MARC BÜHLMANN
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Politique étrangère

Suisses de l'étranger

Die Motion Segmüller (cvp, LU), welche der Nationalrat Ende 2009 gutgeheissen hatte,
verlangte vom Bundesrat eine bessere Informationspolitik für Auslandschweizer. Dazu
sollten organisatorische und gegebenenfalls gesetzgeberische Schritte getätigt werden,
um die „fünfte Schweiz“ mit breiten politischen Informationen zu versorgen. Der
Ständerat votierte im Dezember 2011 ebenfalls für dieses Anliegen. 15

MOTION
DATE: 15.09.2011
ANITA KÄPPELI

Economie

Crédit et monnaie

Banques

Bereits seit Ende 2013 waren im Zusammenhang mit den Entwicklungen in Richtung
Automatischer Informationsaustausch (AIA) Gespräche mit der EU geführt worden.
Diese fanden im Rahmen der Verhandlungen zur Revision der EU-Richtlinie zur
Zinsbesteuerung statt, in welcher die EU explizit die „internationalen Entwicklungen“
berücksichtigen wollte. Die Revision sah vor, bestehende Steuerschlupflöcher in der
Zinsbesteuerungsrichtlinie zu stopfen. Neu sollten beispielsweise auch Zinserträge von
Stiftungen und Trusts dem Regelwerk unterstehen. EU-intern wurde die Revision im
März 2014 verabschiedet; dies nachdem Österreich und Luxemburg entsprechende
Änderungen jahrelang blockiert hatten. Weil die Revision ebenfalls vorsah, das EU-
Recht an die neuen globalen Standards (sprich: AIA) anzupassen, sobald diese vorlagen,
kam die Änderung einer EU-internen Übernahme des AIA gleich. Die Drittstaaten
Liechtenstein, Monaco, Andorra, San Marino und die Schweiz wurden mit der
Verabschiedung der EU-internen Revision diplomatisch unter Druck gesetzt, den AIA
ebenfalls zu übernehmen. Würden die Drittstaaten „kein[en] genügende[n] Fortschritt
[erzielen]“, wollte die Kommission „mögliche Optionen erkunden, um die Befolgung des
neuen Standards sicherzustellen“. Weil die angepassten Regelungen betreffend
Zinsbesteuerung erst per 2017 in Kraft treten sollten und sich Österreich und
Luxemburg dagegen wehrten, zwei Systemwechsel innert kürzester Zeit vorzunehmen,
war die Revision der Zinsbesteuerungsregelungen aus praktischer Sicht Makulatur.
Konsequenterweise stoppten die EU und die Schweiz die entsprechenden
Verhandlungen im Mai 2014. Der Bundesrat verabschiedete im Herbst 2014, nach
Konsultation des Parlaments und der Kantone, ein Verhandlungsmandat zur Einführung
eines AIA mit „Partnerstaaten“. Dazu gehörten neben den USA (Wechsel zum Modell 1
mit Reziprozität in FATCA) und anderen Ländern auch die EU. Entsprechende
Gespräche waren bis zum Jahresende noch nicht abgeschlossen, mitunter weil die
gesetzliche Grundlage zur Einführung eines AIA in der Schweiz noch nicht geschaffen
war. Am Jahresende schien es eher unwahrscheinlich, dass die Verhandlungen
betreffend AIA mit den Fragen zum Marktzugang und zur Vergangenheitsbewältigung
verknüpft werden konnten. Eine solche Strategie hatte die Expertengruppe Brunetti I
2013 vorgeschlagen. Bereits im Februar 2014 stellte Bundesrätin Widmer-Schlumpf
jedoch fest, dass die Zeit knapper geworden sei, Lösungen für die Fragen des
Marktzugangs und der Vergangenheitsbewältigung gleichzeitig mit den Verhandlungen
zum AIA zu finden, weil der internationale Standard zum AIA schneller komme als
erwartet. 16

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 08.10.2014
FABIO CANETG

Finances publiques
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Péréquation financière

Im Frühling begann eine dreisprachige, mobile Informationsausstellung zum neuen
Finanzausgleich, welche im Verlauf des Jahres in sämtlichen Kantonen zu sehen war.
Sie wurde von Bund und Kantonen gemeinsam getragen und durchgeführt. 17

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 20.08.2002
MAGDALENA BERNATH

Enseignement, culture et médias

Culture, langues, églises

Langues

In seinen Antworten auf zwei Interpellationen und eine Anfrage Abate (fdp, TI) hielt der
Bundesrat fest, dass alle wichtigen Publikationen des Bundes, d.h. alle Texte, die im
Bundesblatt und in der Amtlichen Sammlung veröffentlicht werden, auch auf
Italienisch erscheinen, und zwar ausnahmslos und gleichzeitig mit den anderen beiden
Amtssprachen. Die Geschäftsdatenbanken des Parlaments (Curia und Curia Vista) seien
voraussichtlich Ende Jahr auf Italienisch verfügbar. Beim Bundesblatt prüfe die
Bundeskanzlei, die italienische Fassung, welche erst ab 1971 vollständig erhalten ist,
analog zur deutschen und zur französischen in digitalisierter Form zugänglich zu
machen. In Bezug auf weitere amtliche Publikationen der Departemente entschieden
die zuständigen Stellen im Einzelfall aufgrund der Art der Publikation, der Adressaten,
der effektiven Verbreitung, der Auflage etc., ob ein Text ins Italienische übersetzt
werden soll. 18

INTERPELLATION / QUESTION
DATE: 19.10.2005
MAGDALENA BERNATH

Médias

Radio et télévision

Damit die Bevölkerung künftig vor Urnengängen besser informiert und mobilisiert
werden könnte, sollen Parteien und Abstimmungskomitees vor eidgenössischen
Abstimmungen gratis Werbezeit erhalten. Die Spots von maximal 30 Sekunden Länge
und einer Gesamtdauer von höchstens 3 Minuten pro Tag und Medium sollen vom
fünftletzten bis zum zweitletzten Samstag vor eidgenössischen Abstimmungen
ausgestrahlt werden. Die Staatspolitische Kommission des Nationalrats schickte eine
entsprechende Vorlage in die Vernehmlassung. 19

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 01.09.2007
ANDREA MOSIMANN

Die Staatspolitische Kommission des Nationalrats hatte 2007 Vorschläge zur
Verbesserung von Information und Mobilisierung der Bevölkerung vor Wahlen und
Abstimmungen in die Vernehmlassung geschickt. Im April wurden die Ergebnisse dieser
Konsultation veröffentlicht. Bei der SP, der CVP und den Grünen kamen die Vorschläge
gut an. Seitens der SVP und der FDP regte sich hingegen Widerstand. Während die SVP
die Vorlage komplett ablehnte, unterstützte die FDP zwar die Grundanliegen des
Vorhabens. Sie wandte aber ein, dass Gratis-Werbespots die politische Polarisierung
sowie die Tendenz grob vereinfachender Botschaften begünstigen könnten. 20

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 25.04.2008
ANDREA MOSIMANN

Aspects généraux de la politique médiatique

Innerhalb der medienrelevanten Diskussionen um die Revision des
Datenschutzgesetzes, dessen Entwurf der Bundesrat 1988 vorgelegt hatte und der im
Berichtsjahr vom Ständerat als Erstrat behandelt wurde, bildete die Frage des
Geltungsbereichs einen Hauptstreitpunkt. Medienschaffende und Verleger verlangten,
dass der Medienbereich, wie dies in Deutschland der Fall ist, aus dem Gesetz
auszuklammern sei, was der Ständerat nicht zugestand. Er befürwortete nur einen
zeitlichen Aufschub bei der Gewährung von Einsichts- bzw. Berichtigungsrechten, um
zu verhindern, dass journalistische Recherchen durch das neue Gesetz verunmöglicht
werden. 21

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 14.03.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Ein Redaktor des Fernsehens DRS, welcher versuchte, die Manipulierbarkeit der
sogenannten Teledialog-Umfragetechnik (TED) am Beispiel einer Blick-Umfrage zu
beweisen, hat dabei gemäss Fernsehdirektor Schellenberg eine gravierende
Fehlbeurteilung des journalistischen Spielraums begangen. Ohne seine Vorgesetzten zu
informieren, manipulierte er durch den Einsatz von sieben Computern und eines
Modems, das permanent die vom Blick publizierte Nummer anwählte, die Umfragen zu
einer Fernsehsendung bzw. zur Akzeptanz der beantragten Gebührenerhöhung. Er
wollte mit diesem Experiment dem Publikum demonstrieren, wie massiv beeinflussbar
solche Umfragen sind und welche suggestive Wirkung ihre Ergebnisse auf die
Meinungsbildung ausüben können. Die Konsequenz war nicht nur die fristlose
Entlassung des Journalisten, sondern auch die vorläufige Einstellung dieser Blick-
Umfragen. 22

DÉBAT PUBLIC
DATE: 03.05.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Das neu revidierte Bundesgesetz über den unlauteren Wettbewerb (UWG) zeigte
unerwartete Auswirkungen auf die Medienfreiheit. Das Thurgauer Obergericht
verurteilte einen Wirtschaftsjournalisten zu einer Busse, weil sich ein Interviewpartner
negativ über eine bestimmte Nähmaschinenmarke geäussert hatte, ohne dass sich das
kritisierte Unternehmen dazu äussern konnte. Kritiker dieses Urteils befürchten, dass
Journalisten umstrittene Themen aus Angst vor kostspieligen Prozessen in Zukunft gar
nicht mehr aufgreifen werden. 23

DÉBAT PUBLIC
DATE: 28.09.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Rahmen der Enttarnung der Chefs sowie prominenter Mitglieder der durch die
Parlamentarische Untersuchungskommission II aufgedeckten militärischen
Widerstandsorganisationen P 26 und P 27 durch verschiedene "Weltwoche"-
Redaktoren entbrannte erneut die Streitfrage, wie weit die Presse- und Medienfreiheit
im Falle von militärischen Geheimnissen zum Zuge kommen kann. Bei der
Bundesanwaltschaft wurde anonym eine Strafklage wegen "diplomatischen
Landesverrats" gegen drei Redaktoren eingereicht. 24

DÉBAT PUBLIC
DATE: 21.12.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Zum ersten Mal wurde 1991 ein internationaler Tag der Pressefreiheit ausgerufen.
Berufsorganisationen von Medienschaffenden aus aller Welt haben den 20. April zu dem
Tag erklärt, an welchem weltweit die Pressefreiheit als Bestandteil einer
demokratischen Gesellschaft gefordert und gewürdigt werden soll. Laut der
Organisation "Reporters sans frontières" befanden sich im Frühling 1991 mindestens
200 Journalisten aus politischen Gründen in Gefängnissen und im Jahre 1990 haben 41
Journalisten die Aúsübung ihres Berufes mit dem Leben bezahlt. 25

DÉBAT PUBLIC
DATE: 20.04.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei den Beratungen des Radio- und Fernsehgesetzes konnte sich der Beschluss des
Ständerates, wonach dem Bundesrat in den öffentlichen Medien "angemessene Zeit für
Äusserungen" einzuräumen ist, gegen die vom Nationalrat vorgeschlagene Formulierung
durchsetzen; letzterer wollte dem Bundesrat — aus Angst vor einem "Staatsfernsehen"
— nur "Zeit für behördliche Erklärungen" zur Verfügung stellen. 26

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 17.06.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Fall "Bernina-Nähmaschinen" hat das Bundesgericht den auf das Bundesgesetz über
den unlauteren Wettbewerb (UWG) abgestützten Entscheid des Thurgauer
Obergerichtes gegen einen Wirtschaftsjournalisten bestätigt. Mit einer Motion verlangte
daraufhin Nationalrat Vollmer (sp, BE) eine Revision des UWG. Diese soll sicherstellen,
dass Medienschaffende in Zukunft nicht mehr für die korrekte Zitierung von allenfalls
geschäftsbeeinträchtigenden Aussagen von Dritten eingeklagt werden können. 27

MOTION
DATE: 19.06.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Kanton Solothurn präsentierte der Regierungsrat ein Medienförderungs- und
Informationsgesetz, welches unter anderem die Möglichkeit des Kantons vorsieht,
Beiträge an die Herstellungs- und Redaktionskosten von Presseerzeugnissen zu
gewähren, falls diese finanziell stark bedroht sind und sich durch einen Wegfall eine
Beeinträchtigung der Medienvielfalt ergeben würde. Im Kanton Bern wurde ein
Informationsgesetz in die Vernehmlassung geschickt, welches unter anderem auch den
sensiblen Bereich des Datenschutzes miteinbezieht. 28

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 31.08.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Im Rahmen der Revision des Strafgesetzbuches schickte der Bundesrat Vorschläge für
ein Zeugnisverweigerungsrecht in die Vernehmlassung. Mangels kantonaler Regelungen
will der Bund damit einen Quellenschutz einführen, um die Unabhängigkeit der Medien
und ihren freien Zugang zu Informationen und deren Verbreitung zu garantieren. 29

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 26.11.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die von einer Studienkommission vorgeschlagene Einführung eines
Zeugnisverweigerungsrechts für Medienschaffende im Rahmen einer
Strafgesetzrevision stiess in der Vernehmlassung bei der CVP, der SVP und der SP auf
Zustimmung, wobei die CVP sich lediglich für ein relatives Recht aussprach, in dem der
Richter in jedem Fall eine Güterabwägung zwischen Geheimhaltungs- und
Strafverfolgungsinteresse vorzunehmen habe. Auch die FDP lehnte ein generelles
Zeugnisverweigerungsrecht ab. Das Recht für Medienschaffende, die beruflich an der
Veröffentlichung von Informationen im redaktionellen Teil eines periodisch
erscheinenden Mediums beteiligt sind, Zeugnis über Inhalt und Quelle ihrer
Informationen - ausgenommen in Fällen, die der Aufklärung von Straftaten dienen - zu
verweigern, schien in den Augen der FDP die Anforderungen an die Sorgfaltspflicht der
Medienschaffenden zu untergraben. Von den interessierten Organisationen sprachen
sich der Schweizerische Verband der Zeitungs- und Zeitschriftenverleger (SZV), die
Schweizerische Journalistinnen- und Journalisten-Union (SJU) sowie der Verband der
Schweizer Journalisten (VSJ) für die im Entwurf vorgeschlagene Lösung eines generellen
Zeugnisverweigerungsrechts aus. Aus ähnlichen Gründen wie die CVP und FDP lehnte
die Gesellschaft zur Förderung der schweizerischen Wirtschaft (wf) den Entwurf ab. Für
die Genfer Regierung ging der Vorschlag der Studienkommission etwas zu weit; sie
befürwortete ein restriktiv gehandhabtes Zeugnisverweigerungsrecht analog jenem, das
auf kantonaler Ebene in Kraft gesetzt worden war und beispielsweise die
Zeugnisverweigerung zu Informationen, die nicht veröffentlicht wurden, erlaubt. 30

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 26.05.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Ehrverletzungsstreit, der auf den sogenannten "Historikerprozess" folgte, hiess das
Bundesgericht die Klage des Zürcher Anwalts Frick gegen einen Journalisten des Tages-
Anzeigers gut mit der Begründung, das Prinzip der Unschuldsvermutung hätte
respektiert werden müssen. Der Journalist hatte im Dezember 1989 in einem Artikel die
These eines Historikers und dessen Vorwürfe gegen Wilhelm Frick, dieser sei 1940 in
einen Putschversuch verwickelt gewesen, übernommen, ohne die Quellen zu
überprüfen. Eine generelle Pflicht für Medienschaffende, Angaben in
wissenschaftlichen Arbeiten anhand der Primärquellen zu überprüfen, besteht
allerdings nicht. Laut Angaben des Bundesgerichts ergibt sich eine solche Pflicht jedoch
dann, wenn kumulativ ein schwerer Angriff auf die Ehre erhoben werde und überdies
die Sekundärquelle die Primärquelle nicht wörtlich zitiere. Dann müsse mit der
Möglichkeit einer eigenen Wertung des Zweitautors gerechnet werden. 31

AUTRE
DATE: 22.07.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Erstmals wurde das Gegendarstellungsrecht auch im Inseratebereich, nach der
Einreichung einer Klage eines Interessenverbandes, durch die Justiz durchgesetzt. Die
persönliche Betroffenheit durch Aussagen in einem Inserat berechtigt laut
Gerichtsurteil einen eventuell Geschädigten ebenso wie im redaktionellen Teil, das
Gegendarstellungsrecht zu fordern. Die Basler Zeitung musste, gemäss Urteil des
Bezirksgerichts Zürich, dem Verband der Schweizerischen Gasindustrie das
Gegendarstellungsrecht auf ein zweimalig erschienenes Inserat der Erdölvereinigung
gewähren. Dabei blieb die Kostenüberwälzung des Gegendarstellungsrechts auf das
betroffene Medienunternehmen umstritten. 32

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 18.09.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Das Westschweizer Fernsehen setzte sich über einen Genfer Richterspruch hinweg, als
es trotz Verbot in der Sendung "Tell quel" einen Beitrag über den in Genf wegen
verschiedenen Delikten in Untersuchungshaft einsitzenden Notar Didier Tornare
ausstrahlte. Die Generaldirektion der SRG unterstützte den Entscheid der TSR, weil es
eine unzulässige Medienzensur sei, wenn ein Richter ohne vorherige Visionierung eine
Verfügung gegen eine Sendung erlasse. Das Verbot in Form einer superprovisorischen
Verfügung war aufgrund einer wahrscheinlichen Vorverurteilung des Angeklagten vor
dem Prozess ausgesprochen worden. TSR rekurrierte darauf gegen den
Gerichtsentscheid, weil dieser sämtliche Informationen über den Fall Tornare, nicht nur
jenen der Sendung "Tell quel", untersagt hatte. 33

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 04.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Radio und Fernsehen DRS haben ihren Informationsauftrag bezüglich der Abstimmung
über den EWR-Beitritt laut Publikumsrat, vor der Strukturreform Programmkommission
genannt, auf unparteiliche, vielfältige und vertiefende Art und Weise erfüllt. Kritik vor
allem aus der Romandie erntete jedoch die Verwendung des Dialekts während den
wichtigsten kontradiktorischen Podiumsdiskussionen. Ebenso wurde die fehlende
Bereitschaft zur Zusammenschaltung der verschiedenen sprachregionalen Sender
gerügt. 34

DÉBAT PUBLIC
DATE: 21.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eine im Sommer 1990 publizierte Reportage der Schweizer Illustrierten (SI) über die
"Teufelsdroge Free Base (Crack)" wurde vor Gericht zweitinstanzlich als rechtmässig
erklärt. Das Zürcher Obergericht hatte im Januar 1992 den Chefredaktor der Schweizer
Illustrierten zu einer Busse verurteilt, weil seiner Ansicht nach aufgrund der Reportage
und der Fotoserie eine Anleitung zur Herstellung und zum Konsum von
Betäubungsmitteln und damit ein Verstoss gegen das Betäubungsmittelgesetz
vorgelegen habe. Der Kassationshof des Bundesgerichts hob im Berichtsjahr diesen
Schuldspruch auf, da die Einschränkung der Pressefreiheit einer klaren gesetzlichen
Grundlage bedürfe, die im vorliegenden Zusammenhang nicht gegeben sei. 35

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 04.01.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Das Bundesgericht hat, aufgrund verschiedener Verbandsklagen, eine Regelung der SRG
gutgeheissen, wonach politische Kleinstgruppierungen kein Anrecht auf die
Selbstdarstellung in Wahlkampagnesendungen haben. Die SRG-Regelung sieht vor,
dass nur diejenigen Parteien ein Anrecht auf diese Wahlsendungen haben, welche
schon mindestens einen Vertreter in den eidgenössischen Räten haben oder welche
mit mindestens 7% der Sitze in einem kantonalen Parlament vertreten sind. 36

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 27.03.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eine Motion Hess (cvp, ZG), welche die Einführung des Öffentlichkeitsprinzips mit
Geheimhaltungsvorbehalt in der Bundesverwaltung forderte, wurde als Postulat
überwiesen. 37

MOTION
DATE: 03.06.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nach Informationspannen und Indiskretionen zum aussenpolitischen Bericht des
Bundesrates, die im Wirtschaftsmagazin "Cash" erschienen waren, forderten 80
bürgerliche Nationalräte in einem Postulat unter Federführung Reimanns (svp, AG), dass
Medienschaffende, welche vertrauliche Informationen an die Öffentlichkeit brächten,
mittels Änderung der Akkreditierungsverordnung aus dem Bundeshaus zu verbannen
seien. 38

POSTULAT
DATE: 18.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nach dem Berner Obergericht hat auch das Bundesgericht den Generaldirektor der
SRG, Antonio Riva, freigesprochen. Riva hatte sich geweigert, ungesendete
Aufzeichnungen vom Bauernkrawall in Bern im Januar 1992 den
Strafuntersuchungsbehörden herauszugeben. Die Lausanner Richter erblickten im
Verhalten der SRG keine Begünstigung der Täter, weil die Medien keine qualifizierte
Rechtspflicht im Sinne einer Obhuts- oder Überwachungspflicht trifft. 39

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 11.04.1994
EVA MÜLLER

Nachdem der Vorschlag des Bundesrates, ein Zeugnisverweigerungsrecht ins
Strafgesetzbuch (StGB) aufzunehmen, in der 1992 durchgeführten Vernehmlassung klar
gutgeheissen worden war, beauftragte der Bundesrat das EJPD, bis spätestens Ende
1995 eine Botschaft für ein neues, medienfreundlicheres Strafrecht auszuarbeiten. Die
Einsetzung einer neuen Expertenkommission lehnte er ab. 40

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 05.07.1994
EVA MÜLLER

Vorzeitig publizierte Informationen von Medienschaffenden hielten die Diskussion über
den Missbrauch vertraulicher Informationen durch die Presse auch im Berichtsjahr
aufrecht. Eine Interpellation Moser (fp, AG) von 1993 verlangte vom Bundesrat eine
Stellungnahme, wie er solche Indiskretionen in Zukunft zu unterbinden gedenkt. Das
nachgeschobene Postulat Reimann (svp, AG) forderte den Bundesrat auf, die in der
Akkreditierungsverordnung vorgesehenen Sanktionen zu ergreifen, wenn
Bundeshausjournalisten bewusst vertrauliche Informationen verbreiten. Insgesamt 80
Abgeordnete haben das Postulat Reimann, 60 die Interpellation Moser unterschrieben.

POSTULAT
DATE: 21.07.1994
EVA MÜLLER
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Gemäss der Stellungnahme des Presserates des Schweizer Verbandes der
Journalistinnen und Journalisten sei in der Schweiz der Bereich dessen, was als geheim
und vertraulich zu gelten habe, nach wie vor viel zu gross; ein ausgedehnter Geheim-
und Vertraulichkeitsbereich fördere die Indiskretionen geradezu. Der Presserat möchte
deshalb anstelle des Geheimhaltungsprinzips mit Öffentlichkeitsvorbehalt das
Öffentlichkeitsprinzip mit Geheimhaltungsvorbehalt in der Bundesverwaltung
einführen. In seiner Antwort auf die Interpellation Moser forderte der Bundesrat vor
allem mehr Disziplin von den Behörden. Laut dem Bundesrat sind Informationen
bewusst und gezielt Journalisten zugespielt worden, er kenne aber keinen einzigen Fall
von Bestechungsversuchen durch Medienschaffende. Ein Entzug der Akkreditierung
würde nur erwogen, wenn ein Journalist eine ihm gegenüber ausdrücklich als nicht zur
Publikation bestimmte Information veröffentlicht. 41

Mit 54 zu 32 Stimmen verwarf der Nationalrat ein Postulat Reimann (svp, AG), das die
tatsächliche Durchsetzung des Entzugs der Akkreditierung für Bundeshausjournalisten
forderte, die vertrauliche Informationen missbrauchen. Gemäss dem Postulanten sei
diese in der Akkreditierungsverordnung vorgesehene Sanktion sonst aufzuheben. In
seiner Antwort war der Bundesrat nicht zu einer strengeren Ahndung von
Indiskretionen bereit. Grundsätzlich sei es Sache der Behörden, mit einer aktiven
Informationspolitik Indiskretionen zu verhindern. 42

POSTULAT
DATE: 26.01.1995
EVA MÜLLER

In einer weiteren Motion, die vom Nationalrat als Postulat überwiesen wurde, forderte
Zbinden die Einführung eines Presseartikels in der Bundesverfassung und ein
Anschlussgesetz, das öffentliche Massnahmen des Bundes zugunsten einer vielfältigen,
qualitativ anspruchsvollen und unabhängigen Presse ermöglicht. Als Massnahmen schlug
er Förderungen, Fusionskontrollen, wissenschaftliche Presseforschung, Ausbildung von
Journalistinnen und Journalisten, Offenlegungspflichten, Schutz der Redaktionsfreiheit
und garantierte "Fenster" für Minderheiten in Monopolregionen vor. Der Bundesrat
erklärte sich - ebenfalls im Rahmen der laufenden Totalrevision der Bundesverfassung -
bereit, die Notwendigkeit eines Presseartikels zu prüfen. 43

MOTION
DATE: 01.02.1995
EVA MÜLLER

Weil die Medien zunehmend zur vierten Gewalt in der direkten Demokratie würden,
seien sie im Rahmen der Totalrevision der Bundesverfassung institutionell ins System
der Gewaltentrennung einzubinden. Dies verlangt eine Motion Zbinden (sp, AG), die
von elf Parlamentariern mitunterzeichnet wurde. Gemäss dem Motionär sollen auf diese
Weise wechselseitige Übergriffe und Interessenverflechtungen zwischen Medien und
staatlichen Gewalten verhindert werden. In seiner Antwort schrieb der Bundesrat, dass
die Rolle der Medien keinesfalls mit derjenigen der drei staatlichen Gewalten
gleichgesetzt werden könne. Fragen der Meinungsäusserungs- und Pressefreiheit, wie
auch der zulässigen staatlichen Medienförderung und der Ausbildung zukünftiger
Medienschaffender an den Hochschulen seien im Rahmen der eingeleiteten
Verfassungs-Totalrevision aber zu diskutieren. Die Behandlung der Motion wurde
verschoben. 44

MOTION
DATE: 24.03.1995
EVA MÜLLER

Gemäss dem Presserat des Schweizer Verbandes der Journalistinnen und Journalisten
ist die journalistische und politische Tätigkeit nicht zu vereinbaren. Schon die
Mitgliedschaft bei einer Partei tangiere die Unabhängigkeit der Journalisten. Der
Presserat setzte sich auch mit der Grauzone zwischen journalistischer und bezahlter
Information auseinander und forderte von der Schweizerischen Depeschenagentur
(SDA) und von Teletext, bezahlte und gesponserte Dienste optisch klarer abzugrenzen. 45

DÉBAT PUBLIC
DATE: 06.12.1996
EVA MÜLLER

Die Bundesanwaltschaft überwachte im September während mehrerer Wochen
Journalistentelefone der "Sonntags-Blick"-Bundeshausredaktion, um der Indiskretion
eines Beamten auf die Spur zu kommen. Das Vorgehen der Bundesanwaltschaft stiess in
weiten Kreisen auf Kritik. 46

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 29.12.1996
EVA MÜLLER
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Die neue Bundesverfassung wird die Meinungs- und Informationsfreiheit (Art. 16)
explizit aufführen – als das Recht umschrieben, Informationen frei zu empfangen, aus
allgemein zugänglichen Quellen zu beschaffen und zu verbreiten. Die Beschränkung des
Informationszuganges auf allgemein zugängliche Quellen bedeutet, dass es die
Bundesversammlung ablehnte, amtliche Akten grundsätzlich für öffentlich zu erklären.
In der grossen Kammer beantragte Nationalrat Jutzet (sp, FR) die Einführung des
Öffentlichkeitsprinzips in der Verwaltung. Der Antrag wurde aber als über eine
Nachführung der Verfassung hinausgehende Neuerung abgelehnt. Die in der
bestehenden Verfassung in Art. 55 verankerte Pressefreiheit wurde zur Medienfreiheit
(neu Art. 17) ausgedehnt, die auch Radio und Fernsehen sowie die neuen Medien
umfasst. Für die traditionellen elektronischen Medien dürfte dies praktisch wenig
ändern, da der heutige Radio- und Fernsehartikel (bisher Art. 55bis BV) fast wörtlich
übernommen wurde (neu Art. 93). Eine eigentliche Neuerung stellt die Gewährleistung
des Redaktionsgeheimnisses auf Verfassungsebene im neuen Art. 17 dar. Der Ständerat
hatte das Redaktionsgeheimnis nicht als unbeschränktes Grundrecht, sondern nur im
Rahmen einer auf Gesetzesstufe vorzunehmenden Regelung geltendes Recht
formuliert. Der Nationalrat konnte sich mit dieser Einschränkung nicht einverstanden
erklären und setzte sich in der Differenzbereinigung schliesslich durch. Bundesrat
Koller hatte hierbei darauf verwiesen, dass auch die Grundrechte nicht unbeschränkt
seien, sondern gemäss Art. 32 auf gesetzlichem Weg zur Wahrung des öffentlichen
Interesses oder der Grundrechte Dritter eingeschränkt werden können. 47

DÉBAT PUBLIC
DATE: 27.04.1998
ELISABETH EHRENSPERGER

Wegen Veröffentlichung amtlicher geheimer Verhandlungen holte die
Bundesanwaltschaft erneut zum Schlag gegen Medienschaffende aus. Ein
Strafverfahren lief gegen den “Sonntagszeitung”-Redaktor Martin Stoll aufgrund dessen
im April erschienenen Artikels über die Mossad-Affäre in Bern-Liebefeld. Im weiteren
sassen der Bundeshauskorrespondent vom "Tages Anzeiger", Bruno Vanoni, sowie Denis
Barrelet, Bundeshaus-Korrespondent bei “24 Heures“, Medienrechtsprofessor an der
Uni Fribourg und neuer Präsident der Unabhängigen Beschwerdeinstanz (UBI), auf der
Anklagebank. Die Bundesanwaltschaft untersuchte im Auftrag des EDA, wie vertrauliche
Diplomatenpapiere aus Washington im Juni 1997 den Weg auf die Schreibtische der
Journalisten und von dort an die Öffentlichkeit gefunden hatten. In den Papieren hatte
Botschafter Alfred Defago dem Bundesrat von allzu harschen Reaktionen auf den
Bericht von US-Unterstaatssekretär Stuart Eizenstat über die Rolle der Schweiz im
Zweiten Weltkrieg abgeraten. 48

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 08.11.1998
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Bundesrat hiess Ende des Berichtsjahres ein Konzept gut, wonach die Medien aus
dem Parlamentsgebäude in ein nahes Medienhaus ausgelagert werden sollen
zugunsten der Herrichtung von zehn zusätzlichen Sitzungszimmern und eines weiteren
Fraktionszimmers für die Parlamentarierinnen und Parlamentarier. Aufgrund des
Protestes der Vereinigung der Bundeshausjournalisten (VBJ) gegen eine solche
Auslagerung der vierten Gewalt wurde seitens der Regierung betont, der freie Zugang
zum Bundeshaus bleibe für Medienleute auch in Zukunft gewährleistet. 49

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 21.12.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Nach der kleinen Kammer bewilligte auch der Nationalrat das zivile Bauprogramm 2002
des Bundes mit einem Bauvolumen von 345 Mio Fr., wovon 42,5 Mio Fr. für ein
Medienzentrum, das bis 2005 an der Bundesgasse in Bern entstehen soll, vorgesehen
sind. Anträge seitens der SVP, den Betrag für das geplante Medienhaus aus der Vorlage
zu streichen, wurden abgelehnt. 50

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 03.12.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Nationalrat stimmte als Zweitrat der Einführung des Öffentlichkeitsprinzips in der
Bundesverwaltung ebenfalls zu. Nachdem Eintreten unbestritten war, beschloss er
einige kleine Abweichungen zum Ständerat. Die materiell wichtigste war, dass das
Öffentlichkeitsprinzip für amtliche Dokumente nur dann gilt, wenn der politische oder
administrative Entscheidungsprozess, zu dem sie gehören, abgeschlossen ist. Der
Nationalrat bestätigte unter anderem den Entscheid der kleinen Kammer, dass die
Transparenz für Akten nicht gelten soll, die vor dem Inkrafttreten des neuen Gesetzes
erstellt worden sind. Er bekräftigte zudem die vielen vom Bundesrat beantragten und
vom Ständerat beschlossenen Ausnahmen vom Öffentlichkeitsprinzip. Die wenigen
Differenzen zwischen den beiden Räten waren rasch ausgeräumt und die Neuerung
konnte im Berichtsjahr verabschiedet werden, wobei sich die SP bei der

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 17.12.2004
HANS HIRTER
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Schlussabstimmung im Nationalrat wegen der Einschränkungen und
Ausnahmeregelungen der Stimme enthielt. (Zur Volksinitiative, die dem Bundesrat und
der Verwaltung Medienauftritte bei Volksabstimmungen verbieten will, siehe hier) 51

Eine breit abgestützte Motion Rutz (svp, ZH) will die Benutzung des Medienzentrums
Bundeshaus auch Interessengruppen ermöglichen. Das geltende Reglement erlaubt
Parlamentarierinnen und Parlamentariern die Benutzung der dortigen Räume – etwa
zum Abhalten einer Medienkonferenz – ausschliesslich dann, wenn sie im Namen von
Parteien oder politischen Komitees sprechen. Nicht gewährt wird ihnen der Zugang, um
ihrer Funktion als Vertreterin oder Vertreter von Interessenorganisationen zu walten.
Nationalrat Rutz berief sich bei der Begründung seiner Motion auf die Wichtigkeit eines
breit ausgelegten politischen Diskurses sowie die Bedeutung von
Interessenorganisationen in der direkten Demokratie. Der Bundesrat äusserte sich
ablehnend zum Ansinnen und brachte dabei die geringen räumlichen und personellen
Kapazitäten an, die nur einen eingeschränkten Nutzerkreis zuliessen. Als Alternative
verwies er auf die Räumlichkeiten des Käfigturms, die sich ja in unmittelbarer Nähe des
Medienzentrums und des Bundeshauses befänden. Anderer Ansicht war der Nationalrat
in der Herbstsession 2016 und unterstützte die Motion mit 105 zu 74 Stimmen bei 10
Enthaltungen. Dem Anliegen überwiegend ablehnend gegenüber standen dabei die
Fraktionen der SP, CVP, BDP und FDP, während die Grünen und die SVP geschlossen zu
dessen Gunsten votierten. 52

MOTION
DATE: 14.09.2016
MARLÈNE GERBER

Auf Anraten seiner beinahe einstimmigen SPK versenkte der Ständerat in der
Märzsession 2017 eine Motion Rutz (svp, ZH), die im Vorjahr im Nationalrat noch auf
überwiegenden Zuspruch gestossen war. Die Benutzung des Medienzentrums
Bundeshaus wird somit auch in Zukunft nur den eidgenössischen Behörden offen
stehen. Dies schliesst die Nutzung der Räumlichkeiten durch Interessengruppen aus,
auch wenn diese durch Mitglieder des National- oder Ständerates vertreten werden.
Bei ihren Überlegungen betonte die ständerätliche Kommission zum einen die
institutionelle Funktion des Medienzentrums, resp. die Information der Öffentlichkeit
durch die Bundesbehörden, brachte zum anderen aber auch Kapazitätsbedenken zum
Ausdruck. 53

MOTION
DATE: 08.03.2017
MARLÈNE GERBER

Nouveaux médias

Im Streit um die Internetdomain schweiz.ch kam es zu einer gütlichen Einigung. Die
Adresse gehörte einem Privaten, der sich 1995 rechtmässig dafür hatte registrieren
lassen. Der Bund will schweiz.ch in den vier Amtssprachen als offizielles Portal nutzen
und versuchte vergeblich den Besitzer dazu zu bewegen, die Adresse abzutreten. Er
leitete infolgedessen bei der Weltorganisation für geistiges Eigentum ein Verfahren ein.
Daraufhin erklärte sich der Besitzer bereit, die Domain für 50'000 Franken abzutreten.
Somit blieben dem Bund die Kosten für ein Gerichtsverfahren erspart und er willigte
ein. 54

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 07.09.2006
ANDREA MOSIMANN
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